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BUNDESREPUBLIK: A udi d ie Marktwirtsdiaft braudit Führung!

A uf dem Holzwege befinden sich 
diejenigen, die da meinen, heut­

zutage könne eine weltwirtschaftlich 
verflochtene Volkswirtschaft ohne 
zusammenhängende wirtschaftspoli­
tische Leitung funktionieren. Die 
Volkswirtschaftspolitik darf schon 
deshalb nicht abdanken, weil die 
unverm eidbar hodi entfaltete 
Staatswirtschaft als ein Konitroll- 
system der privaten Entschlüsse 
wirkt, sodann aber auch, weil ver­
schiedene spezielle Wirtschaftspoli­
tiken es nicht tun, allen voran die 
Land- und die Bauwirtsdiaftspolitik. 
Die W irtschaftspolitik kann sich 
nicht einmal auf das Setzen der 
Ordnungen und auf Grundsatzent­
scheidungen über W ettbewerb und 
Preisbildung beschränken, selbst da 
nicht, wo sie viel von der nötigen 
Einzelsteuemng ausgliedert — auf 
die Zentralnotenbank und andere 
parastatale Gewalten.

M odell und W irklichkeit

Sicherlich begegnet man Send­
boten des „laisser faire", die das 
Gegenteil verkünden. Am häufig­
sten un ter Pädagogen und Journa­
listen, Leuten, die den Wunsch, das 
Ideal, das Modell vor die Wirklich­
keit rücken. Ferner un ter den 
Staatsmännern, die die oftmals un­
bequemen Entsdieidungen gern 
Automatismen überlassen möditen. 
Sodann finden sie sich un ter den 
Praktikern! aber bei ihnen handelt 
es sich fast immer um Einäugige, 
die der Interventions- und Subven­
tionsbalken ums andere Auge ge­
bracht hat. Kann man doch, weit 
zurückgreifend, feststellen, daß 
staatlidie Förderung unverm ittelt 
geheiligter Besitzstand, wohlver­
dientes Recht zu werden pflegt, 
dessen Ursprung man selbst im 
eigenen W issen auslöscht. Nähme 
der Gesetzgeber beispielsweise der 
privaten V ersicherungswirtscbaf t
das Privileg, das Lebensgeschäft 
aus steuerfreiem Einkommen finan­
zieren und dafür mit dem Steuer­
vermeidungsansporn werben zu 
dürfen, dann w ürde sie  rasch ver­
dorren. Gäbe der Gesetzgeber hin-

gegen dasselbe Privileg irgend­
einer Sparte, die wertbeständiges 
Sadivermögen schafft, so würde 

' sie aufblühen. Finden sich' unter 
den Anhängern der freien M arkt­
w irtsdiaft Praktiker mit voller Seh­
kraft, dann sind sie oft für sich in 
einem irgendwie geschützten Be­
reich und können deshalb den an­
deren die ganzen Segnungen sich 
selbst überlassener M ärkte wün­
schen. Nur wenige gehören zu dem 
Rest purer Ökonomisten, robuster 
Kaufleute, die ihr M etier verstehen 
und Fortune haben und derentwe­
gen die reine M arktwirtschaft be­
stehen könnte. Sie sind eine Mino­
rität. Auch sie stoßen allerorts auf 
die politische Sozialökonomie j 
denn die wirkliche g'esellscfaaftlicfae 
W irtschaft ist viel staatsbestimm­
ter, staatsgelenkter, als man ge­
meinhin zuzugeben bereit ist. Sie 
kann in der politischen Demokra­
tie, also in  einer Demokratie ohne 
Klassenwahlrecht, auch gar nidit 

. staatsfrei sein.

D ie gesellschaftliche A u fgabe  
des S taates

Deshalb besteht aber die Forde­
rung zu Recht, daß der Staat über­
legt und m!it W illen die ihm aus 
seiner politisdi-gesellsdiaftlichen 
N atur zugefallene Rolle übernimmt 
und nicht den Nachtwächter zu 
spielen versucht. Er braucht ein 
strukturgestaltendes Programm und 
darin die oft beschworene, aber 
ebenso oft verleugnete „Volkswirt­
schaftspolitik 'aus einem Guß", also 
die den Intentionen der Außen- 
und Innenpolitik, der Finanz- und 
Soziialpolitik und. aller Spezialwirt­
schaftspolitiken gemeinsam Rech­
nung tragende volkswirtschaftliche 
Führung. Um mich eines aus der 
Mode gekommenen Begriffspaares 
zu bedienen; seiner angemessen 
ist in dieser Zöit der Verteidigung 
des freien Industrialismus nidit der 
sporadische Interventionismus, son­
dern ein programmatischer, der in 
einer universalpolitischen und sozi­
alen Rangordnung begründet ist.

Mit ihm wüchse die Aussicht, daß 
mehr Gerechtigkeit realisiert wird, 
daß Erkanntes, Durchdadites auch 
realisiert wird, ohne in den Fall­
stricken der Gefälligkeitsdemokra- 
tie hängenzubleiben. So gewänne 
man auch den Maßstab für die 
sach-ad-äquate Intervention und 
diejenigen, die sie lauter zu voll­
ziehen bereit sind.

Strafaktionen des erzürnten 
, M äditigen verwürfen sich hierbei 
von selbst. Schuf der Autozoll eine 
Pfründe? O der w ar er ein Instru­
ment der W irtschaftspolitik: der 
nationalen aus standortserzieheri- 
schen Gründen und der internatio­
nalen zum Aus- und Abhandeln? 
Im ersten Falle hätten die Politiker 
längst handeln müssen, wenn sie 
zu den Konsequenzen ihrer eige­
nen Politik der Liberalisierung ste­
hen wollten. Im anderen Falle 
durfte er nur' verändert werden, 
wenn die Erziehung gelungen war 
und die weltwirtschaftlichen Riva­
len ihrerseits überflüssig geworde­
nen Schutz hergaben. Ob die Er­
ziehung gelungen war, entsdiied 
sich aber nicht nur beim Fertigpro­
dukt, sondern auch bei den  Vor- 
lieferanten. Bei deren  S ituation w ar 
wiederum zu berüdcsiditigen, daß 
ihnen oligopolistische Nachfrager 
gegenüberstanden. Kurzum, man 
mußte zuerst das M ehrpolige der 
Situation sine ira et studio aufstel­
len und dann den am Ganzen aus- 
gefichteten Kurs einschlagen.

Ist „m ark tkon form “ ein  M aßstab?

Heutzutage wird oft als Maßstab 
das Kriterium „marktkonform" 
empfohlen. Es hat möglicherweise 
sogar einen theoretisch bestimmba­
ren Gehalt.' In seiner historischen 
Verwendung aber ist es zu dem 
geworden, was unabhängige Kriti­
ker „bonnkonform" nennen; auf 
der Linie liegend, d ie  vor den 
Augen der M ehrheitspartei Gnade 
findet. Das kann aber ebensowohl 
Freihandel wie Schutzzoll, Konkur­
renz wie Monopol, M arktpreis wie 
Taxpreis, Abwertung wie Aufwer­
tung, Privatisierung wie Sozialisie­
rung sein — und das sdieinbar Un­
vereinbare nicht einmal jedes zu
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seiner Zeit, sondern oft genug zu­
gleich, vorausgesetzt, daß es' sich, 
geschickt drapieren läßt und um 
W ahltermine herum keinen Mas­
senzorn erregt. Denn W alter 
Euckens Gegenwartsanalyse trifft 
immer noch zu: „Die moderne in­
dustrielle W irtschaft und Gesell­
schaft s te llt nicht nur eine Reihe 
neuer, zusammenhängender, lebens­
wichtiger, ordnungspolitischer Auf­
gaben von em inenter sachlicher 
Schwierigkeit. Zugleich setzt sie 
auch Machtkämpfe von Führer­
schichten in Gang, die andauem  
und für die moderne W irtschafts­
politik bestimmend sind."

D as sozia lökonom ische Sein

Für eine unvoreingenommene 
Erklärung des sozialökonomischen 
Seins gibt die unverm ittelt zu 
W ohlstand gelangte Gesellschaft 
keinen guten Nährboden ab. Jeder 
ist damit reichlich ausgefüllt, beim 
allgemeinen Raffen nicht zu kurz 
zu kommen. Man klagt über den 
Verfall des Arbeitsethos'. Ging der- 
des W irtschaftsethos nicht voraus? 
Hat der Staat diesen mit der lega­
lisierten Steuervermeidung nicht 
sogar prämiiert? Da wird der Irr­
garten der direkten und indirekten 
Subventionen ständig und raffi­
n ierter vergrößert. Große A kte des 
W irtschaftens vollziehen sich nicht 
aus ökonomischen Motiven, son­
dern aus unterschobenen politi­
schen und werden nicht in Preisen 
bezahlt, Sondern mit politischen 
Prämien honoriert. Noch einmal 
Bucken: „Wie ein Dunst lagert ein 
Gemisch von Schlagworten und 
veralteten Ideologien über der 
Wirklichkeit." Den Dunst zu lich­
ten, haben viele kein Interesse. Die 
Gelehrten, die am ehesten dazu be­
rufen wären, sind entweder dieser 
oder jener Ideologie verpflichtet 
oder preisen sich gerade dem Par­
tialinteresse als Sachwalter an.

D as U nbefriedigende u n d  U nauf­
rich tige d er fre ien  M arktw irtschaft

Daß außenstehende, geschulte 
Beobachter das Unvollendete, Un­
befriedigende und zuweilen auch 
Unaufrichtige an der Lesart von 
der sozialen Marktwirtschaft in der 
Bundesrepublik erkennen, liegt 
nahe. Schließlich haben d ie Exa­
mina vor der GATT-Konferenz, 
dem W eltwährungsfonds und der 
OEEC sowie die Verhandlungen 
um Vertragsauslegung und Ver­
tragstreue in Brüssel und Luxem­
burg dazu genügend beigetragen. 
Man muß solch verblüfften Unter­
händlern begegnet sein, wenn sie 
w ohlgetarnte Inter- und Subven­
tionen unter die nüchternen Be­
griffe . der intemationalien Fach­
sprache gerückt fanden. A ber zu 
w eldier Konsequenz führte ihre 
Erfahrung? Leider allzuoft nur zu 
der machiavellistischen, noch ge­
tarn ter zu verfahren.

Das ist die unglückselige Folge 
der eigenen, am Wirtschaftswunder 
entziindeten Verblendung. Statt zu 
sagen, was ist, und zu begründen, 
warum es so ist, halten w ir die 
Legende vom automatischen Ab­
lauf aufrecht, ordnen die schwie­
rigsten Eingriffe bei den Sünden­
fällen und Tabus ein und hoffen 
wie Kinder unter Seelenmassage 
auf den guten Ausgang. Um uns 
herum präpariert m an sich auf ihn, 
diskutiert die Dinge aus: die
Wachstums- und Stagnationspro­
bleme, die politisch-sozialökonomi- 
sche Interdependenz, den Preis- 
Lohn-Zusammenhang und den 
Lehensch'arakter der Tarifhoheit. 
Gewiß tu t man das auch mit Irrun­
gen und in Auseinandersetzung mit 
den Ideologien und ihren Trägem. 
Aber doch unverkennbar mit dem 
Gesamtwillen, die Zukunft zu be­
stehen — und nicht nur in der Ge­
genw art satt zu sein. (H)

W irtsdiaftspolitik eine G em einsdiaftsaufgabe

F re iheit, Gerechtigkeit und wach­
sender W ohlstand: die obersten 
Ziele, das „klassische Dreieck“ 
unserer W irtschaftspolitik. Drei 
W orte, die charakteristisch sind für 
unsere soziale Marktwirtschaft. Un­
ter ihnen kommt dem Streben nach 
wachsendem W ohlstand die größte 
Bedeutung zu. Die Wirtschaftspoli­
tiker suchen dieses Ziel zu errei­
chen, indem sie sich fünf Unterziele 
setzen: ein stetes wirtschaftliches 
Wachstum, Vollbeschäftigung, Preis­
stabilität oder Geldwertsicherung, 
Zahlungsbilanzausgleich oderWech- 
selkursstabilität und last but not 
least eine 'gerechte Einkommens­
und Vermögensverteilung. Fünf 
große Ziele, fünf große Aufgaben 
für die W irtschaftspolitik.

Betrachten wir dagegen die Ziele 
der erwerbswirtschaftlicben Unter­
nehmen, der Träger einer M arkt­
wirtschaft, so läßt sich ihr Streben 
einem einzigen Ziel unterordnen, 
dem Gewinnstreben. Mag es manch­
mal auch so scheinen und auch in 
der Literatur dargestellt .werden, 
daß ein Streben nach M arktanteil, 
nach M arkterhaltung und M arkt­
schaffung, nach Kunden- und Pro­
dukttreue im Vordergrund stehen, 
so sind diese Ziele stets nur Un­
terziele des Gewinnstrebens, Doch 
in dieser Aussage liegt kein W ert­
urteil. Ein Gewinnstreben ist weder 
gut noch böse. Das Gewinnstreben 
der einzelwirtschaftlichen Unter­
nehmen ist vielmehr der Motor, der 
die Volkswirtschaft in einer markt­
wirtschaftlichen Ordnung antreibt.
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Und obwohl zwischen d em , auf­
gezeigten einzelwirtsdiaftlidien In­
teresse der Unternehmen und dem 
Gesamtinteresse der Volkswirt­
schaft, dem Gewinnstreben und 
dem klassisdien Dreiedc der W irt­
schaftspolitik nur allzuoft Diskre­
panzen auftreten, so stehen diese 
Diskrepanzen dennodi im Einklang 
mit unserer M arktwirtsdiaft. Audi 
der Unternehmer wünscht w irt­
sdiaftspolitisdie Postulate, ist eben­
so an einer Preisstabilität, an  einer 
Vollbösdiäftigung eltc. interessiert; 
nur mit den M itteln zur Erreidiung 
der gesam twirtsdiaftlidien Ziele er­
k lärt sidi der einzelwirtsdiaftlidi 
Denkende nicht immer einverstan­
den. Das haben w ir gerade in der 
jüngsten Zeit des öfteren feststel­
len können.

Volkswirtschaftliche A ufgaben  
des U nternehm ers?

Die Aufforderung unseres W irt- 
sdiaftsministers, sid i höheren In­
teressen unterzuordnen, seine For­
derung nadi einem M aßhalten ver­
langt vom einzelnen ein Handeln 
w ider das eigene Interesse.

Aber können einzelwirtschaft- 
lidie und wirtsdiaftspolitische Ziel­
setzungen nidit audi übereinstim­
men? Jeder Unternehmer verfolgt 
dodi sein eigenes Ziel auch im In­
teresse der Gesamtwirtsdiaft, im 
Interesse eines wachsenden W ohl­
standes.

Und wir müssen uns die Fragen 
vorlegen: Ist m andie Untemeh-
menspolitik nidit allzuoft nur sehr 
kurzfristig geplant? Sind die ge- 
samtwirtsdiaftlidien, die wift- 
schaftspolitisdien Zielsetzungen da­
gegen nicht auf einen w eit länge­
ren Zeitraum vorausgedadit?

Damit kommen wir zu einem Kern­
problem: Können völkswirtsdiaft- 
lidies Gesam tinteresse und l a n g ­
f r i s t i g e s  Einzelinteresse nidit 
übereinstimmen oder bedarf es 
nicht eines Einklanges der beiden 
Sphären, wenn die einzelne Unter­
nehmung audi langfristig ihr Ziel 
erfolgreidi erreidien will?

Es soll hier nidit übersehen wer­
den, daß dies n id it immer der Fall 
ist. Nicht immer kann die W irt- 
sdiaftspolitik in  Verfolg ihres Zie­
les W ohlstandssteigerung audi Ge-

reditigkeit und Freiheit optimal für 
alle W irtsdiaftspartner erreichen. 
Die deutsche Zuckermarktordnung 
zum Schutze der deutschen Land­
wirtschaft ist keinesfalls und be­
stimmt auch nicht langfristig im 
Interesse der deutschen Süßwaren- 
industrie.

Es kann für die Wirtschaftspoli­
tik von seiten d e r Regierung immer 
nur ein S t r e b e n  nach einem 
o p t i m a l e n  Erreichen ihrer drei 
Hauptziele bleiben.

W enn auch oftmals die langfri­
stigen Unternehm erinteressen und 
die wirtschaftspolitischen Zielset­
zungen in der Marktwirtschaft 
übereinstimmen, so wird die For­
derung nach einer volkswirtschaft­
lichen Aufgabe des Unternehmers 
nach dem bisher Gesagten wohl 
mehr eine I d e a l - F o r d e r u n g  
bleiben. Der einzelne Unternehmer 
ist überfordert, wenn m an ihm in 
unserer Konkurrenzwirtschaft eine 
volkswirtschaftliche Verantwortung 
zu'sprechen will. Diese volkswirt­
schaftliche Verantwortung, so auch 
die Forderung nach einem Maßhal­
ten, kann man kaum an einen ein­
zelnen richten; dies sind nicht Auf­
gaben für einzelne, sondern für 
Gruppen.

W irtschaftspolitik  
an d ie  „richtige“ A dresse

Kann man es einer Unterneh­
mensleitung verdenken, wenn sie 
auf ihren Beschaffungsmärkten die 
Preise zahlt und auf ihren Absatz­
m ärkten die Preise fordert, die ihr 
die Konkurrenzsituation abverlangt 
oder gewährt? In einer M arktw irt­
schaft ist und bleibt der Preis das 
Regulativ von Angebot und Nach­
frage. Die Forderung nach einer 
Preisdisziplin scheint damit in unse­
rer W irtschaftsordnung ein Para­
doxon.

Dies trifft allerdings nur dann zu, 
wenn die Preise auch wirkliche 
M arktpreise sind. Sind die heutigen 
Löhne aber noch vom M arkt be­
stimmte Preise? Ist es nicht viel­
mehr die Macht der^ Gewerkschaf­
ten, die den Einkaufspreis für 
menschliche A rbeitskraft bestimmt? 
Es will scheinen, daß die Lohnpoli­
tik  der Gewerkschaften Preise für 
A rbeitskraft verlangt, die nicht

m ehr, als marktwirtschaftlich be­
trachtet werden können. H ier ist 
eine „Gruppe“, die mehr zum Maß­
halten aufgefordert werden sollte, 
eine Gruppe, welche die langfristi­
gen Zielsetzungen der Wirtschafts­
politik doch erkennen und in ihrem 
eigenen Interesse verfolgen müßtel

W enn der einzelne Unternehmer 
sieht, daß die großen Gruppen dem 
Aufruf zum M aßhalten Folge lei­
sten, wenn er bemerkt, daß Auf­
rufe wie der von Leber an die Ar­
beitnehm er „Nehmt, was ihr könnt" 
unterbleiben, dann wird auch er 
eher eine Bereitschaft zur Anpas­
sung seiner Ziele an die W irt­
schaftspolitik zeigen. Das gilt vor 
allem für die  marktkonformen Mit­
tel der W irtschaftspolitik. Solche 
Maßnahmen können dann auch 
marktkonforme Reaktionen der Un­
ternehm en erw arten lassen. Zoll­
senkungen werden dann zur Preis­
stabilität und zum Zahlungsbilanz­
ausgleich beitragen können; Maß­
halten, begonnen bei den „Großen", 
wird sich somit auch bei den ein­
zelnen kleineren W irtschaftspart­
nern zeigen.

G em einsam e W irtschaftspolitik  
erforderlich

Denn darüber sind sich alle Be­
teiligten einig, daß die W irtschafts­
politik eine Pflicht hat, in Aktion 
zu treten, wenn sie ih re  Ziele be­
droht sieht. In einer Depression 
halten wir es für eine Selbstver­
ständlichkeit, daß w ir nach dem 
Schutz des Staates rufen können; 
dann müssen w ir aber auch der 
W irtschaftspolitik in Zeiten einer 
Hochkonjunktur ein Recht zum Ein­
griff in  den WirtschaftsaW auf zu­
sprechen. Bringt uns die M arktw irt­
schaft einzelwirtschaftlich nicht die 
gewünschten Ergebnisse, verlangen 
w ir nach staatlicher Hilfe; erre i­
chen w ir unsere erwerbswirtschaft­
lichen Ziele zu unserer Zufrieden­
heit, weisen w ir staatliche Eingriffe 
in den Ablauf unserer M arktw irt­
schaft zurück. Das scheint m arkt­
wirtschaftlich nicht konsequent!

Der Neoliberalismus befürwortet 
eine staatliche Festsetzung der in­
stitutionellen Rahmenbedingungen 
des W irtschaftsprozesses mit dem 
Ziel, eine funktionsfähige Markt-
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Wirtschaft zu gewährleisten j er 
lehnt jedodi Eingriffe des Staates 
in den eigentlidien W irtsdiaftspro- 
zeß ab. W enn aber Störungen in 
der O rdnungsstruktur der M arkt­
w irtsdiaft auftreten, w eldie die Re­
gierung n id it sdinell genug durdi 
eine Änderung der Rahmenbedin- 
gungen beseitigen kann, so bat sie 
„nidit nur ein Redit, isondern audi 
eine Pflidit" — wie Professor Böhm 
kürzlidi ansführte — „an die frei­
willige Mithilfe der W irtsdiaftsbe- 
teiligten zu appellieren, und zwar 
eine soldie Mithilfe, die darin  be­
steht, daß die W irtsdiaftsbeteilig- 
ten ein V erhalten unterlassen, zu 
dem sie nadi m arktw irtsdiaftlidien 
Grundsätzen unbestreitbar beredi- 
tigt sind, solange die marktwirt- 
sdiaftlidie Ordnung ungestört 
arbeitet".

W irtsdiaftspolitik in der M arkt­
w irtsdiaft so verstanden ist damit 
kein Reservat und keine Domäne 
der Regierung eines Landes. W irt­
sdiaftspolitik im Interesse der Ge­
samtheit und zur Gewährleistung 
unserer M arktw irtsdiaft ist eine 
Gemeinsdiafts'aufgabe von Staat, 
Unternehmen, Arbeitnehm ern und 
Verbraudiern. Nur, und das sdieint 
widitig, festgehalten zu werden, 
müssen die W ortführer dieser ge­
meinsamen W irtsdiaftspolitik, die 
zuständigen M inisterien, ihre 
Appelle an d  i e W irtsdiaftspartner 
riditen, die durd i ihr V erhalten 
beispielhaft gemeinsame W irt­
sdiaftspolitik betreiben könnten; 
dann werden audi die anderen zu 
einem gemeinsamen Handeln be­
reit sein. (Di)

FRANKREICH: Versuch einer wirtsdiaftspolitisdien Synthese

I n  Frankreidi m adit man sidi 
sdion lange Gedanken über ein 
möglidies Zusammenwirken zwi­
sdien M arktw irtsdiaft und notwen­
digerweise in  das private V erhal­
ten eingreifender staatlid ier W irt­
sdiaftspolitik, bei der man nadi 
französisdier A nsidit nie feststellen 
kann, wann sie von der klassisdi- 
liberalen Konjunkturorientierung zu 
dirigistisdien Interventionen über-

K o n zertierte  W irtichaft 
u nd libera le  P lanung

Selbst die Konjunkturpolitik 
kann und muß häufig zu einer Ein- 
sdiränkung der reinen M arktw irt­
sdiaft führen, besonders wenn sie 
in kritisdien Augenblidien w ir­
kungsvoll sein soll und sidi nidit 
in einer mehr oder weniger theo- 
retisdien Konjunkturbeobaditung 
ersdiöpft. In Frankreidi entstanden 
so die anderweitig nidit mehr un­
bekannten Begriffe der „konzer- 

, tierten W irtsdiaft" und der „libera­
len Planung". Großbritannien 
ebenso wie die USA besdilossen 
gerade, diese Seite des französi­
sdien W irtsdiaftsexperim ents ge­
nauer zu untersudien, um hieraus 
für. ihre eigenen Probleme Lehren 
zu ziehen.

K onzertierte W irtsdiaft und libe­
rale Planung stellen Versudie der 
Synthese dar, im Sinne einer frei­
willigen staatlidi-privaten Zusam­
m enarbeit zugunsten einer mög- 
lidist langfristig koordinierten so­

wie vorausgedaditen W irtsdiafts­
politik. Ihren Ursprung hatten  und 
haben derartige Gedanken keines­
wegs in dogmatisdien Erwägun­
gen oder Zielen, sondern in drei 
als vordringlidi erkannten Not­
wendigkeiten, denen die französi- 
sdi^en W irtsdiaftskreise nidit im 
Rahmen einer reinen M arktw irt­
sdiaft, so wie sie sidi die liberalen 
Theoretiker vorstellen, entspredien 
zu können glauben, näm lidi Voll­
besdiäftigung, Expansion und inter­
nationale Konkurrenzfähigkeit.

V ollbeschäftigung  
a ls  m oralische Verpflichtung

Das Primat der Vollbesdiäftigung 
w ird heute in  so gut w ie allen 
w estlidien Ländern als w irtsdiaft- 
lidie, soziale, politisdie und audi 
m oralisdie Verpfliditung aner­
kannt. N adi französisdier Überzeu­
gung setzt es ein Klima ständiger 
sowie geordneter Expansion vor­
aus, 'ebenso w ie w irtsdiaftlidie 
Stabilität, die ihrerseits unentbehr- 
lldi ist für d ie  internationale Kon­
kurrenzfähigkeit. Aber nur wer 
konkurrenzfähig ist, vermag die 
Produktion dynam isdi auszuweiten 
und seiner Bevölkerung die Voll­
besdiäftigung zu sidiem . Zwisdien 
diesen Notwendigkeiten bestehen 
sehr enge Verbindungen.

Niemand w agt es in Frankreidi, 
diese Fragen dem Zufall zu über­
lassen. N idit zuletzt der investie­
rende Privatindustrielle will die 
Gewißheit haben, daß er langfristig
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auf festem Boden baut und keinen 
konjunkturellen Erdrutsdi zu be­
fürchten hat. Er verlangt vom Staat, 
daß e r  sich intensiv mit allen zu­
lässigen M itteln um  die Schaffung 
der konjunkturellen Infrastruktur 
kümmert, daß er langfristig vor- 
ausschauende Pläne aufstellt für 
die Entwicklung des Arbeitsm ark­
tes und die Möglichkeiten der Pro­
duktion, unter Einschaltung aller 
Sicherheitsvorkehrungen für die 
Preisstabilität, d.h. für die interna­
tionale Konkurrenzfähigkeit.

D er libera le  W irischafltp lan  
und R eg ion a lpo litik

Die in diesiem Sinne ergriffenen 
staatlichen Maßnahmen sind recht 
Vielfältig. An der Spitze befindet 
sich der hinreidiend bekannte libe­
rale französische Wirtschaftsplan, 
der keinerlei obligatorischen Cha­
rak ter besitzt, jedoch sowohl der 
Privatwirtschaft für ihre Investiti­
onen wie dem Staat für seine Kre­
dite und seine W irtschaftspolitik 
als Leitfaden dient und um so leich­
ter von allen Beteiligten anerkannt 
wird, als er das W erk langer, ge­
meinsamer Diskussionen zwischen 
Beamten und V ertretern d e r Privat­
wirtschaft ist. Ein weiteres W erk­
zeug bildet die Regionalpolitik mit 
allen ihren Ubersdineidungen, Be­
seitigung von Notstandszonen, Lö­
sung von, Umstellun^sproblemen, 
wenn infolge des technischen Fort­
schritts oder der internationalen 
Konkurrenz ein lokal konzentrier­
ter Industriezweig seine Lebens­
fähigkeit verliert, Dezentralisie­
rung und Raumordnung.

Die öffentlichen Stellen treffen 
keine autoritären Entscheidungen, 
sondern beeinflussen die wirtschaft­
lichen Entschlüsse der Unternehmer 
durch Steuervergünstigungen, Kre­
ditmöglichkeiten, Prämien für In­
vestitionen, Verbesserungen der 
industriellen Niederlassungsbedin­
gungen, Aufklärung über die Be­
deutung der Regionalpolitik, be­
schleunigte Berufsausbildung usw. 
In diesen Rahmen fallen auch sehr 
neuartige und in mancher Bezie­
hung bedenkliche Sonderverträge, 
die das Finanzministerium mit In­
dustrieunternehm en zur Ermutigung 
ihrer Expansion unter besonderer 
Berücksichtigung des Exportgeschäf­

tes abschließen kann. Darin ver­
pflichten sich die Unternehmen zur 
Verwirklichung eines bestimmten 
Investitions-, Exports- oder For­
schungsprogramms. Als Gegenlei­
stung verspricht ihnen der S taat' 
K redite zu günstigen Bedingungen 
und auch mitunter unverzinsliche 
Vorschüsse, d ie  sich in Subventio­
nen verwandeln, wenn der er­
wünschte wirtschaftliche Erfolg 
eines Forschungsvorhabens oder 
einerExportkam pagne nicht eintritt.

E inw irkung a u f d ie  P reise

Außerdem w irkt der Staat auf 
die Preise ein. Das System der 
direkten Preiskontrolle wurde fal­
len gelassen. Von wenigen Ausnah­
men abgesehen sind die französi­
schen Preise frei. Die Regierung 
hält jedoch die Grundtarife (Ver­
kehr und Energie) in ihrer Hand 
bei ebenfalls großen, direkten Mög­
lichkeiten auf dem Lebehsmittel- 
sektor. Die anderen wichtigen In­
dustrien werden in direktem Kon­
takt aufgefordert, ihre Preise den 
Notwendigkeiten der Stabilität an- 
zupass'en, wobei natürlich die Re­
gierung ihre indirekten Druckmittel 
spielen läßt, bei Stahl z. B. der Zu­
gang zum Kapitalm arkt für Obliga­
tionen und die aus der Staatskasse 
bewilligten Investitionskredite mit 
niedrigem Zinssatz.

These d e r  koord in ierten  
K onku rrenz

Von der klassischen liberalen 
Politik weicht auch die Einstellung 
des französischen Staates gegen­
über Konzentration und Kartellen 
ab. Sie werden eher begünstigt als 
bekämpft, sofern nicht die Gefahr 
besteht, daß sie die Preise in die 
Höhe treiben. Frankreichs W irt­
schaft litt bisher unter einer zu 
starken Zersplitterung. Der W aren­
verteilungsapparat läßt sich allein 
durch die großzügige Entwicklung 
von W arenhäusern, Supermärkten 
oder Kettenläden verbilligen. Nach 
französischen V orstellungen ist an ­
dererseits die Großindustrie nicht 
in der Lage, ohne gegenseitige Ab­
stimmung ein umfassendes Investi­
tionsprogramm zu verwirklichen. 
Sie kann sich keine Fehlinvestitio­
nen und auch keine Doppelgleisig- 
keit leisten. Aus diesem Grunde 
muß man ihr gestatten, sich unter­

einander abzustimmen, d. h. b is  an 
die Grenze des Kartells zu gehen.

In Frankreich setzt sich mehr und 
mehr die These einer koordiniert­
geordneten Konkurrenz durch, wo­
bei man übrigens die Preisregulie­
rung und die M ißbrauchverhinde­
rung viel stärker von der inter­
nationalen, d. h. vor allem von der 
europäischen Konkurrenz erwartet 
als von der nationalen, die den 
m odernen Größenordnungen nicht 
mehr entspricht und sehr wohl ver­
schwinden könne, ohne daß eine 
bedenkliche K artellisierung der 
W irtschaft zu befürchten wäre.

D ie  S tü tzen  d er  M arktw irtschafi

Die Stützen der Marktwirtschaft 
bleiben bei dem hier skizzierten 
französischen System die doppelte 
Bereitschaft der privaten  Unterneh­
mer zur Zusam menarbeit mit dem 
Staat und zur antiprotektionisti­
schen W irtschaftsdynamik. Immer 
mehr w erden Aufgaben, die an sich 
der Staat lösen könnte, auf priva­
te r  Gruiidlage erfüllt, um auf diese 
W eise dirigistischen Versuchungen 
der Regierung vorzugreifen, ohne 
deswegen übrigens zur U nterstüt­
zung der privaten In itiativen öffent­
liche finanzielle Beiträge abzuleh­
nen. Diese M itarbeit beginnt mit 
Investitionsprogrammen, die für 
einzelne Berufszweige den staat­
lichen Planungsstellen den W eg 
weisen sollen. Sie betrifft auch Ex­
portkam pagnen, 'Berufsausbildung, 
selbst die technische Hilfe für Ent­
wicklungsländer, die Produktivität, 
strukturelle Umgestaltung des Pro­
duktionsapparates bei privaten 
Aktionen zur reibungslosen Aus­
schaltung oder Umstellung nicht 
mehr lebensfähiger Betriebe usw.

Hierzu kommt das wachsende 
Verständnis für die Notwendigkeit 
einer dynamischen, vor allem inter- 

- national konkurrenzfreudigen Ent­
wicklung, unter Verzicht auf die 
gerade in Frankreich so lange 
üblich gewesenen protektionisti­
schen Krücken. Diese Dynamik 
führt zwangsläufig zu einer Bele­
bung der privaten W irtschaftstätig­
keit und zur W ahrung des kräfte­
mäßigen Gleichgewichts zwischen 
dem Unternehmer und dem zuneh­
mend für das W irtschaftsleben ver­
antwortlichen Staat. (fr.)
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GROSSBRITANNIEN: D er Staat betreibt Konjunkturpolitik

S eit John M aynard Keynes gilt es 
in England als Axiom, daß die Re­
gierung die Pflidxt hat, Konjunktur­
politik zu treiben. Depressionen 
und Krisen sind nidit nur verm eid­
bar, sondern unentsdiuldbar. Steti­
ge Expansion ist das Ziel und 
durdi zwedcmäßige Kombination 
von Planung und Privatinitiative 
unsdiw er zu erreidien. Die politi­
sdie Linke legt m ehr W ert auf 
Planung, die Redite auf freies Un­
ternehmertum, aber beide bejahen 
die Notwendigkeit, ja  sog'ar Er- 
w ünsditheit w irtsdiaftspolitlsdier 
Eingriffe zur Korrektur der nor­
malen M arktfaktoren. Die konser­
vative Regierung begann ihre zehn­
jährige Amtszeit mit einem Abbau 
der von ihrer Labour-Vorgängerin 
beibehaltenen Kontrollen aus der 
Kriegszeit, hat aber in den letzten 
fünf Jahren ihr Heil zusehends in 
einer Verfeinerung der notwendig 
eraditeten  behördlidien Eingriffe 
in d ie  freie W irtsdiaft gesudit und 
sidi dazu ein Arsenal neuer Direk- 
tivm ittel besdiafft.

Dabei ist sie nun n id it gerade 
sehr erfolgreidi vorgegangen. Es 
gab w ortreidie Ermahnungen und 
Erklärungen statt reditzeitigen und 
beispielhaften Handelns. Das grüne 
und ro te Lidit folgten einander zu 
rasdi und häufig. Ein Zuviel an 
psydiologisdier V orbereitung ließ 
riditige und entsdiiedene Maßnah­
men ungenügend ersdieinen. V er­
wirrung und Enttäusdiung w aren 
die Folge, und die W irtsdiaft ent­
faltete sidi nur langsam. Gewiß 
gibt es genug objektive Hinder­
nisse für sdinelleres W adistum : 
M angel an. Arbeitsreserven, der in 
England um so sdiw erer Wiegt, als 
die Gewerksdiaften alte Gewohn­
heiten nidif le id it auf geben; Man­
gel an übersdiußkapazitäten, der 
sidi immer dann störend bem erk­
bar madit, wenn die Produktion 
eine Zeitlang sdinell ansteigt; Man­
gel an W ährungsrücklagen, um zu- 
sätzlidie Importe zu finanzieren, bis 
steigende Exporte den Ausgleidi 
bringen. A ber sdiwerwiegender 
sind d ie subjektiven Hindernisse, 
die aus dem Zustand übervoller 
Besdiäftigung erwudisen: Die Un­
fähigkeit von A rbeitgebern und 
Gewerksdiaften, sidi auf angemes­

sene Löhne zu einigen; die Ver- 
nadilässigung des Exports durdi 
Fabrikanten, die ihre Produktion 
mühelos daheim unterbringen kön­
nen; die Unterlassung reditzeitiger 
N euinvestitionen aus Furdit, sie 
könnten die Rentabilität beeinträch- 
tigen; unüberlegte Konsumkredit­
gewährung und -inansprudinahme; 
das Fehlen des Ansporns editer 
Konkurrenz um die Gunst des 
Kunden.

Schnelleres W achstum

Es w äre falsdi, wollte man diese 
Sdiwierigkeiten als spezifisdi b r i- , 
tisd i betraditen. England erreidite 
das Stadium der Vollbesdiäftigung 
früher als Kontinentaleuropa und 
konnte deshalb n id it auf anderer 
Länder Erfahrung zurüdcgreifen. 
Die Engländer haben aber aus ihren 
eigenen, Fehlern gelernt, daß es 
sid i Mer um Probleme handelt, die 
mit taktisdien M itteln allein nidit 
zu lösen sind. Der überparteilidie 
N ationalrat für W irtsdiaftsentwidc- 
lung, in dem die Sozialpartner 
gleidierm aßen vertreten  sind, hat 
sid i deshalb zur Lösung seiner 
Aufgabe, „günstige Bedingungen 
für sdinelleres W adistum  zu för­
dern“, dem Studium einiger grund- 
sätzlidier Fragen zugewandt, wie 
der Auswirkungen einer größeren 
W adistum srate auf die Zahlungs­
bilanz, den Arbeitsm arkt und die 
Spar- und Investitionstätigkeit und 
der M öglidikeiten, ' sdinelleres 
W adistum durdi Veränderungen 
der Tedm ik und des Arbeitsein­
satzes, im Steuerwesen und öffent- 
lidi'er Ausgabengebarung zu er- 
leiditern.

Grundlage dieser Untersudiungen 
ist, daß es ein Optimum wirtsdiaft- 
lidier Voraussetzungen für sdinel- 
les W adistum  gibt, das durdi eine 
entspredxende Arbeits-, Finanz-, 
Investitions-, Kredit- und W äh­
rungspolitik gesdiaffen werden 
kann; das Gebiet der Handelspoli­
tik, das ja  gerade im Zusammen­
hang mit Englands Beitritt zur 
W irtsdiaftsgem einsdiaft aktuell ist, 
b leibt interessanterw eise außerhalb 
der Überlegungen. G leidizeitig wird 
aber unterstellt, daß es Grenzen 
gibt, die man bei wirtsdi'aftspoliti-

sdien Eingriffen beaditen muß. Das 
Arbeitsp'otential lä ß t . sidi nur bis 
zu einem gewissen Grade durdi er­
höhte Produktivität und M obilität 
verstärken. Für die m aterielle Pro­
duktionskapazität sind die Grenzen 
durdi die Finanzkraft individuel­
ler Unternehmen und des Landes 
bestimmt sowie durdi Profitüber­
legungen. Man kann sie durdi ge­
eignete Steuer- und Kreditmaßnah­
men erweitern, dodi zeigte die 
billige Zinspolitik nadi dem Kriege 
und die Leihinflation in der zwei­
ten Hälfte der fünfziger Jahre, daß 
sidi eine Verfälsdiung der Kredit­
lage bald rädit.

Z w ang zu r K oord in ieru n g  
d er  W irtschaftspolitik

Vor allem  leh rt Englands Erfah­
rung den Zwang zu einer Koordi­
nierung der versdiiedenen Zweige 
der W irtsdiaftspolitik. Selbst wenn 
sidi Fehler zunädist vielieidit auf 
dem W ährungs- oder Preissektor 
offenbaren, liegt die Fehlerquelle 
und folglidi die Korrektur oft ganz 
woanders, z.B. in der Entwidclung 
der öffentlidien Ausgaben, die 
früher als ideales M ittel der Kon­
junkturbeeinflussung galten, aber 
heute nur bedingt zur Nadifrage- 
eindämmung benutzt werden kön­
nen. W o ein ausreidiender freier 
Kapitalm arkt fehlt, muß di© öffent- 
lidie Hand audi Risikokapital stel­
len, insbesondere wenn, wie in 
England, w iditige Grundindustrien 
verstaatlid it sind. Fiskalisdie Mittel 
der Kaufkraftabsdiöpfung haben 
sidi in England als sdinell w irk­
sam erwiesen, dodi verursadien 
kurzfristige Steueränderungen V er­
wirrung. Aus dem gleidien Grund 
verbietet sid i ein zu häufiger Ge- 
braudi des Diskontsatzes als Regu­
liermittel. In Verbindung mit direk­
ter Einflußnahme auf den Bank- 
und Teilzahlungskredit bilden Kon­
sumsteueränderungen das sid ierste 
Mittel, einer Konjunkturüberhit­
zung sdinell entgegenzuwirken.

W irtschaftspolitische R ich tzah l

W as die langfristige W irtsdiafts- 
lenkung anbetrifft, so hat sidi in 
England neuerdings d ie  Auffassung 
durdigesetzt, daß d ie Regierung, 
wenn sie sdion n id it einen detail-, 
lierten Entwiddungsplan nadi fran- 
zösisdiem M uster aufstellen will.
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der W irtschaft zumindest eine 
Richtzahl geben muß. Das Ziel einer 
Verdoppelung des Lebensstandards 
innerhalb von 25 Jahren  muß so 
verstanden werden. Ein jährlicher 
Produktionszuwachs von 4 Vo ist 
das kurzfristige Ziel, und auf die­
sem fußt die von der Regierung 
proklam ierte Begrenzung von Lohn­
erhöhungen auf zunächst 2,5 Vo. 
Die bei der Durchsetzung dieser 
Lohnbegrenzung im privaten Sek­
tor angetroffenen Schwierigkeiten 
zeigen jedoch, daß die vorhande­
nen Direktivmittel nicht ausreichen, 
um die Einhaltung solcher Richt­
zahlen zu garantieren. Staatsange­
stellte müssen sich wohl oder übel 
mit diesem Satz abfinden, während 
vollbeschäftigte Wirtschaftszweige 
die Schranke mit stillschweigender 
Duldung der Regierung durch­
brachen.

V erhältn is von  Industrie ländern  
zu  E ntw icklungsländern

Insofern als andere europäische 
Länder auf die Probleme der Voll­
beschäftigung und Lohninflation 
stoßen, die England soviel zu schaf­
fen machen, sind die britischen Be­
mühungen, Regierungsdirektiven 
und -eingriffe mit einer grundsätz­
lich freien W irtschaft in Einklang 
zu bringen, von direktem Interesse 
für sie. Es fragt sich jedoch, ob 
Überseeländer ohne ausreichendes 
Investitionskapital und private In- 
dustriewirtschaft hoffen können, 
ihre Entwicklung durch ähnliche 
Mittel zu beschleunigen. Ihr Kapi­
talbedarf ist so riesig im Vergleich 
zu den vorhandenen Mitteln, daß 
auf finanziellem Gebiet viel drasti­
schere Lenküngsmittel unabdingbar 
erscheinen. Die Gefahr einer Lohn­
inflation besteht für sie kaum; sie 
müssen aber ihre jungen verarbei­
tenden Industrien gegen die scharfe 
W eltm arktkonkurrenz abschirmen, 
also von Zöllen und Im portrestrik­
tionen einen unter europäischen 
Bedingungen unerträglichen Ge­
brauch machen.

. Andererseits bedürfen ihre wich­
tigsten Produktionszweige, haupt­
sächlich in Landwirtschaft und Berg­
bau, möglicherweise internationaler 
Stützung. England hat solche Ab­
kommen im m er, unterstützt, auch 
wenn sie dem direkten Interesse

des britischen Verbrauchers zu­
widerlaufen, und wenn nötig durch 
interne Maßnahmen der damaligen 
Kolonialverwaltungen ergänzt. Sol­
che Produzentenabkommen müssen 
natürlich dem Konsumenteninter­
esse Rechnung tragen, wie anderer­
seits aber auch die Europäische W irt­
schaftsgemeinschaft in der Behand­
lung schwacher Überseeländer die

größte Probe ihrer staatsmänni- 
schen W eisheit zu bestehen hat. 
Ein befriedigendes Verhältnis zwi­
schen den Industrieländern W est­
europas und den auf sie ausgerich­
teten unterentwickelten Überseege­
bieten läßt sich vielleicht auf die 
Dauer nur durch einen allgemein 
anerkannten Code gutnachbarlichen 
V erhaltens sichern. (A)

USA: Erkenntnis von der veränderten Stellung der Wirtschaft

F ü r  die breite amerikanische 
Öffentlichkeit kam der Kurssturz 
an der New Yorker Börse in der 
letzten Mai-Woche ebenso über­
raschend wie für die meisten aus­
ländischen Börsenzentren, die dem­
entsprechend kräftig reagierten, 
ünabhängige Beobachter jedoch, 
die sich ein gewisses Urteil über 
amerikanische Reaktionen auf sich 
ansammelnde „unangenehme“ Fak­
ten Zutrauen, haben die Möglich­
keit einer größeren Berichtigung 
des amerikanischen Kursniveaus 
seit Jahresanfang in ihren Kom­
m entaren — und in ihren Disposi­
tionen — in Rechnung gestellt. Sie 
w aren dabei von vornherein der 
Ansicht, daß alle Parallelen zu 1929, 
als dem Auftakt einer W eltw irt­
schaftskrise unvorstellbaren Um­
fanges, völlig abwegig seien, daß 
daher die Kursberichtigung nicht 
in ihren Extremen, sondern in 
ihrem langfristigen Trend inter­
essant sein werde und daß dieser 
Trend von den Lehren abhängig 
sein werde, die aus dem Schock der 
Kursstürze abgeleitet würden.

Nun ist also der Kurseinbruch 
mit der Heftigkeit erfolgt, die N a­
turkatastrophen auf dem am erika­
nischen Kontinent eigen sind. In 
Europa sollte man sich durch die 
N ervosität am erikanischer „Börsia­
ner" und mancher internationaler 
W irtsdiaftskom m entatoren nicht 
von den Kernursachen der W all 
Street-Reaktion ablenken lassen. 
Amerikanische Wirtschaftler, die 
diesen Tornado seit langem be­
fürchtet hatten und jetzt fast er­
leichtert aufatmen, daß er nun end­
lich losgebrochen ist, sehen in die­
ser Kursberichtigung mit allen 
ihren temperam entvollen Begleit-

erscheinungen eine wichtige Etappe 
in der den Am erikanern dämmern­
den Erkenntnis von der veränder- 
tfen Stellung der USA-Wirtschaft in 
der Weltwirtschaft.

Um die grundlegenden W and­
lungen andeuten zu können, die 
der amerikanischen W irtschaft be­
vorstehen, muß man auf eine Reihe 
von Symptomen hinweisen, die 
sich in zwei verschiedenen Feldern 
der amerikanischen W irtschaft voll­
ziehen, in der internen W irtschaft 
und in den Beziehungen zur inter­
nationalen Wirtschaft.

K onsum enten -R evolu tion

Ganz grob gesprochen, die ameri­
kanische W irtschaft steht vor einer 
Konsumer-Revolte. Ihre ersten An­
zeichen deuten auf zwei Fronten 
dieser Revolte, auf W iderstand ge­
gen überhöhte Preise und auf 
W iderstand gegen unnötigen Kon­
sum. Der tonangebende gutsituierte 
M ittelstand— die „Familie Jones" — 
besitzt ein Vorstadt-Einzelhaus, 
zwei Autos, zwei Fernsehgeräte, 
dazu ein einfaches Wochenend­
haus, ein Motorboot und auch eine 
Lebensversicherung von zunehmen­
der Proportion. Dafür ist der Haus­
vater recht verschuldet, bestimmt 
für Haus und Autos, und wenn er 
zur jüngeren G eneration gehört, 
auch noch für Fernsehgeräte, mo­
derne Küchenmaschinen, Möbel 
usw. Außer dem bezahlten Teil 
seines Hauses verfügt Jones über 
verhältnism äßig wenig Aktiven. 
Sein meist recht gutes Einkommen 
ist mit hohen festen Lasten belegt, 
außer den erwähnten vor allem 
mit den Ausgaben oder Rücklagen 
für die College-Erziehung seiner 
Kinder.
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‘W enn man im amerikanischen 
Einzelhandelswesen den rapiden 
Aufstieg der „Discount Houses" 
verfolgt, so hat man eine der sicht­
baren Formen der Revolution ge­
gen überhöhte Preise. In den Dis­
count-Geschäften w erden erheb­
liche Abschläge von den Listenprei­
sen der Elektrogeräte und einiger 
anderer A rtikel gewährt, Abschlä­
ge, die nur z. T. „echte" Verbilli­
gungen sind, da selbst Fachgeschäf­
te oft erheblich unter Listenpreisen 
verkaufen und die großen W aren­
häuser die Verbilligungen der Dis- 
count-Häuser meist mitmachen. Die 
Gewinnspanne der Disoount-Häuser 
ist trotz der Abschläge, die sie ge­
währen, immer noch erheblich und 
setzt sich aus der verbleibenden 
Preisspanne zwischen Fabrik- und 
Verkaufspreis und den beträcht­
lichen Einsparungen an der Aus­
stattung dieser Geschäfte, an der 
Bedienung und an der Lagerhal­
tung zusammen. (Discount-Häuser 
beschränken sich oft auf einige we­
nige M arken eines Artikels.)

Erst sparen , dan n  kaufen!

Das zweite Gesicht der Konsu- 
mer-Revolte blickt unmutig auf die 
zu großen und teuren Autos, die 
größere Garagen in den Häusern, 
größere Parkplätze in den Städten 
und größeren Benzinverbrauch er­
fordern. M ehrere Jahre hat sich die 
amerikanische Automobilindustrie 
gegen kleinere Modelle gesträubt, 
hat die Einfuhr von Volkswagen 
und vielen anderen ausländischen 
Modellen als „kurzlebige Mode" 
geduldet. Doch der Verbraucher

hat gesiegt; er kann jetzt einen 
ganz einfachen Vier-Zylinder-Wa- 
gen für wenig m ehr als den VW- 
Preis kaufen, einen etw as luxuriö­
ser ausgestatteten Vierzylinder für 
2000 $. Darüber hinaus hat die 
in der Finanzierung mit sehr 
hohen Abzahlungszinsen und V er­
rechnungsgebühren arbeitende be­
sondere „Finanzierungs-Industrie", 
die dem Autohändler eine hübsche 
zusätzliche Provision brachte, einen 
wachsenden W ettbewerb der Ban­
ken zu bestehen. M ehr noch, Spar­
kassen haben mit ihrer W erbung 
„Erst sparen, dann kaufen" einen 
Erfolg, den man vor einigen Jahren 
noch nicht für möglich gehalten 
hätte.

V orstufe zu r  K onsum sättigun g

Nach Ansicht mancher W irt­
schaftsbeobachter ist-dies alles nur 
die Vorstufe einer Konsumsätti­
gung, die für die Industrie zwar 
noch den norm alen Zuwachs im 
Absatz an die wachsende Bevölke­
rung und an die anhaltende Aus­
dehnung des „M ittelstandes" als 
Expansionsfeld beläßt, jedoch nicht 
die Stärkung des Verbrauchswil- 
lens des einzelnen. W eder wird 
man mit intensivierter W erbung 
der Hausfrau einen zweiten Kühl­
schrank oder einen noch größeren 
Kühlschrank als das jetzt eine er­
kleckliche Küchenecke füllende 
M onster (eine Kombination von 
Eisschrank und Tiefkühler) aufdrän­
gen können, noch wird man den 
Umschlag durch Konstruktionsver- 
besserungen oder durch weitere 
Kürzung der beschränkten Lebens­
dauer infolge bewußter Q ualitäts­

mängel noch wesentlich beschleu­
nigen können. Sicherlich wird man 
noch Verbrauchsreize finden. Die 
amerikanische Industrie ist darin 
sehr erfinderisch.

A rbeitsm arkt und K enn edys  
A ufklärun gspolitik

Die Konsumer-Revolte verdient 
kurz auch’ vom Arbeitsm arkt her 
betrachtet zu werden. Zugespitzt 
gesagt, hat der zunehmende Ver­
kaufsdruck dazu geführt, daß im 
Einzelhandel, bei der Finanzierung, 
bei den Dienstleistungen die Be­
schäftigungsziffern sehr viel steiler 
anziehen als in der industriellen 
Produktion. W ährend die Erzeu­
gung durch Automation immer ma­
schinenintensiver wird, m ehrt sich 
der Menscheneinsatz im Handel so­
wohl durchzunehmenden Verkaufs­
druck als auch durch die normale 
Erweiterung des Verbrauchs. Man 
schätzt, daß in diesem Jahrzehnt 
die Beschäftigung in Handel und 
Dienstleistungen um mehr als 30 ”/o 
wachsen und schließlich 30*/o der 
Erwerbstätigen absorbieren wird, 
während in der gesamten Produk­
tion mit Ausnahme der Landwirt­
schaft nur ein Beschäftigtenzuwachs 
von 19 "/o zu erw arten sei, womit 
die Produktion nur noch für knapp 
25 ®/o der Arbeitsplätze verantw ort­
lich wäre.

Diese Ziffern sind deshalb etwas 
beängstigend, weil sie im Zusam­
menhang mit dem Wachstum der 

'Bevölkerung gesehen werden müs­
sen. Jährlich müssen in diesem 
Jahrzehnt 3 Mill. neue A rbeits­
plätze gefunden werden, 60 V» zur

W öchentliche F racht-Schnelldienste nach den USA
WSchentlidie Abfahrten TOn Bremen, Bremerhaven and Hamburg direkt nacli New York and 
anderen amerikanischen Halen. — Weitere Dienste von den USA nach Australien und Kernost.
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Unterbringung der durdi Automa­
tion freiwerdenden Kräfte, 40®/# für 
die w adisende Zahl d e r Arbeit- 
sudi'enden. Es w ird daraus deutlidi, ■ 
daß die sdion jetzt audi in Kon­
junkturspitzen nidit m ehr zu er- 
reidiende Vollbeschäftigung in den 
nädisten Jahren immer sdiwieriger 
zu erreidien sein wird. Dies wird 
die Argum ente gegen inflationisti­
sche Lohnsteigerungen (und gegen 
die inflationistische Aufblähung der 
öffentlichen Ausgaben in Bund, 
Staaten und besonders in Gemein­
den!) erheblidi verstärken.

Man spürt schon jetzt, daß die 
Preisstabilisierungspolitik in den 
USA sehr viel erfolgreidier ist als 
in m ändien europäischen Ländern. 
Für die nädiste Zukunft is t unter 
Kennedys intensiver wirtsdiaft- 
lidi'er Aufklärungspolitik damit zu 
rechnen, daß die Gewerksdiaften 
sidi von der Forderung nadi direk­
ten  und indirekten Lohnerhöhun­
gen weg und zu Forderungen nadi 
verkürzter Arbeitszeit und bewuß­
terer Freizeitgestaltung hin bewe­
gen werden. Um ihre starke M adit­
position halten zu können, werden 
die am erikanisdien Gewerksdiaf­
ten sidi möglidierweise m ehr in 
die Sozialpolitik, etwa durdi Unter­
stützung des Von Kennedy propa­
gierten staatlichen K rankenver- 
sichterungsplans für alte Menschen, 
und in die Fragen der Freizeitge­
staltung einsdialten müssen.

Ü beralterung d er Industriean lagen

Das Bild der am erikanisdien In­
landswirtschaft muß hier nodi in 
einem anderen Detail betrad ite t 
werden, das vor allem kürzlidi bei 
der durch Kennedy verhinderten 
Stahlpreiserhöhung kräftig ange­
strahlt wurde. Die Stahlindustrie 
begründete ihren Besdiluß zur 
Preiserhöhung u. a. damit, daß sie 
die alljährlich bewilligten Lohner- 

' höhungen nidit länger absorbieren 
könne, ohne Gefahr zu laufen, mit 
der Erneuerung der Anlagen in 
Verzug zu geraten.

Die Überalterung der Anlagen 
findet in. vielen Äußerungen der 
Industrie ihren Niedersdilag. In 
der Stahlindustrie geht man so weit, 
zu sagen, daß m an im Vergleich 
zur internationalen Konkurrenz ins 
Hintertreffen gerät. Ein Stahlindu­

strieller hat geäußert, die europäi­
sdie Stahlindustrie könne Jederzeit, 
wenn sie es wolle, in  den nord- 
am erikanisdien M arkt eindringen. 
Trotz erheblidier Frachtkosten, 
trotz Zöllen und allen sonstigen 
Nebenkosten sei die europäische 
Stahlindustrie in den USA preislich 
n id it zu schlagen. Zum Glück, so 
fügte der Stahlindustrielle hinzu, 
sei die europäische Stahlindustrie 
in der Regel „anderweitig" besdiäf­
tigt und braudie nur gelegentlich 
Überschüsse in  den USA\abzuladen. 
Insgesamt, erklärt die Stahlindu­
strie, erhöht sich ihre Produktivität 
jährlid i nur um 1 “/#. Es w ären 
grundlegende Modernisierungen 
mit einem Aufwand von vielen 
M illiarden Dollar überfällig, Be­
träge, die nicht aus gegenwärtigen 
Gewinnen und auch nidit allein aus 
zusätzlicher Finanzierung aufzu­
bringen seien.

Man ist in W ashington neuer­
dings dem Argument sehr zugäng- 
lidi, daß n id it nur die Stahlindu­
strie, die in besonderem Maße an 
Überalterung der Anlagen leidet, 
sondern auch manche andere der 
„traditionellen" Industrien zusätz- 
lidie Hilfe für d ie  M odernisierung 
benötigen. So wird von europäi­
schen Fachleuten der Automobil­
industrie beispielsweise immer wie­
der mit einiger Überraschung 
festgestellt, w ie sehr sich Detroit 
auf seine alten, jahrzehntelang 
nicht zu sdilagenden Prinzipien der 
M assenproduktion verläßt, obwohl 
die Ingenieure aus eigener Phanta­
sie wie aus Anregungen aus der 
europäisdien Industrie seit Jahren 
umwälzende Neuerungen Vorschlä­
gen. Die Aufmerksamkeit W ashing­
tons für die notwendige M oderni­
sierung „alter" am erikanisdier In­
dustrien dürfte sidi sehr bald in 
w eitgehenden Steuerkonzessionen 
realisieren. Den Finanzfachleuten 
sdiw ebt sowohl eine Erhöhung der 
Abschreibungsquoten als auch eine 
siebenprozentige Steuergutschrift 
für neue Investitionen vor.

A n gst vo r Lenkung

Sowohl die Erkenntnisse über 
den zunehmenden Veibraucher- 
w iderstand als auch die Abneigung 
der Regierung w ie der W irtschaft 
gegen eine zu hohe Inflationsmarge 
in der Expansion der am erikani­

sdien W irtsdiaft als auch die ge­
schilderten Sorgen beim Aufspüren 
von 3 Mill. zusätzlicher A rbeits­
plätze im Jahr und die Einsichten 
über die V eralterung mancher Pro­
duktionsstätten reichen nodi nidit 
aus, um die vorübergehende W all­
street-Panik zu erklären. H ierher 
gehört vielm ehr auch d ie  Angst 
vor einer grundsätzlich neuen, auf 
verstärkte staatliche Lenkung aus­
gehenden W irtschaftspolitik der 
Regierung Kennedy, eine Angst, 
die durd i das kam pfartige Eingrei­
fen gegen die Stahlpreiserhöhung 
besonders genährt wurde.

Es ist zweifellos richtig, von 
ausgedehnteren Planungsabsichten 
von Kennedy und seinen Beratern 
zu sprechen. Dahinter steh t jedoch 
nicht so seh r der Wunsch, auf den 
Konjunkturzyklus Einfluß zu ge­
winnen — so sehr manche der 
neuen W ashington-Planer sich als 
Keynes-Schüler entpuppen —, es 
ist vielmehr recht deutlich zu spü­
ren, daß W ashington sich einiger 
grundlegender W andlungen der 
internationalen K onkurrenzverhält­
nisse für die amerikanische W irt­
sdiaft bewußt geworden ist, von 
denen die Privatw irtsdiaft nur erst 
einzelne Phasen zu übersehen 
scheint.) Diese Amerika betreffenden 
in ternationalen V eränderungen in 
d ie  fällig gewordenen inneram eri- 
kanisdien Umstellungen und Mo- 
dem isierungspläne einzubeziehen, 
ist sicherlidi eine Aufgabe von 
größter nationaler W ichtigkeit, eine 
Aufgabe, die einer zentralen Er­
kenntnis bedarf und die zentral be­
aufsichtigt und in  einigen Funk­
tionen auch gelenkt werden muß.

E xportieren  o d er W elken!

M it dem Hinweis auf die W ir­
kungen, die d er Gemeinsame M arkt 
und seine Erweiterung durd i den 
Beitritt Großbritanniens und skan- 
dinavisdier Länder auf die ameri­
kanische W irtschaft ausüben wird, 
ist der Umkreis der für die USA be­
deutsam en W andlungen d er W elt­
w irtsdiaft noch keineswegs voll 
umschrieben. Denn die Addition 
nationaler W irtschaftsstärken im 
Gemeinsamen M arkt - und ihre 
durch die Addition ausgelöste V er­
mehrung ist sozusagen nur die Po­
tenz der europäisdien A usstrahlun­
gen, n id it die Ausstrahlung selbst.
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Diese A usstrahlung ist durch die 
Nachkriegserholung ansgelöst, eine 
Erholung, an der die USA kräftig 
mitgewirkt haben, vor allem durch 
die Marshall-Hilfe, später durch 
etliche eigene Investitionen in 
Europa. Heute spüren nun die 
Amerikaner die Konkurrenz eines 
reicher und industriell moderner 
gewordenen Europas.

Heute - ist die Anziehxmgskraft 
Europas für amerikanisches Kapital 
so groß geworden, daß man sich in 
W ashington ernsthaft überlegt, ob 
man den Kapitalabfluß aus den 
USA auf die Dauer ertragen kann 
oder ob man Maßnahmen gegen 
die Kapitalausfuhr ergreifen muß. 
Diese Überlegungen werden zwar 
selten in der Öffentlichkeit geführt, 
sie bewegen jedoch die Eingeweih­
ten sehr, da man einerseits einen 
derartigen Eingriff in die Freizügig­
keit des Kapitals als den vielleicht 
schmerzlichsten Eingriff des Staates 
in die freie W irtschaft empfinden 
würde, andererseits jedoch dem 
Argument für die Beschränkung der 
Kapitalausfuhr zustimmen muß, 
dem Argument nämlich, daß dieses 
Kapital zu Hause gebraucht wird.

Die USA müssen den zusätzlichen 
Absatz für ihre infolge Moderni­
sierung und infolge Bevölkerungs­
zuwachs steigende Produktion stär­

ker als bisher über den Export fin­
den. Bisher hat die industrielle 
Ausfuhr für die USA eine ange­
nehme Dividende bedeutet, nicht 
aber eine Lebensnotwendigkeit. 
Je tzt kann Kennedy m it Recht 
sagen, daß die A lternative „Trade 
or fade“, Außenhandel treiben 
oder verwelken, lautet. Was bisher 
für die amerikanische Landwirt­
schaft eine Lebensfrage war, ob es 
nun um Getreide, Baumwolle, 
Tabak oder Südfrüchte geht, wird 
auch für die amerikanische indu­
strielle Produktion von zunehmen­
der Bedeutung.

Manche Beobachter prophezeien 
Kennedy den bisher größten Er­
folg im Kongreß bei der Verab­
schiedung der Vollmachten für die 
Ausarbeitung der Partnerschaft mit 
der EWG und den übrigen indu­
striellen Exportländern. Das politi­
sche Interesse W ashingtons an 
einem Erfolg der EWG als Vor­
stufe zu einem politisch geeinten 
Europa spielt dabei sicherlich mit.

Daß d ie am erikanische W irtschaft 
dabei über ganz erhebliche Reser­
ven verfügt, um ihre Konkurrenz­
fähigkeit auf den europäischen 
M ärkten zu verbessern, kann man 
sich in Europa nicht schnell und 
nicht gründlich genug vor Augen 
führen. W enn wir von den Absatz­

schwierigkeiten im Inland und von 
Rückständigkeiten in den Produk­
tionsmitteln d er Stahlindustrie und 
anderer W irtschaftszweige gespro­
chen haben, so ist demgegenüber 
mit allem Nachdruck auf zweierlei 
hinzuweisen;

Einmal hat die amerikanische 
W irtschaft mehr als einmal in die­
sem Jahrhundert bewiesen, zu wel­
chen Kraftanstrengungen sie in der 
Lage ist, wenn sie  sich zu einer 
Anspannung aller Kräfte ent­
schließt. Amerika hat noch immer 
die Kraft, ein Problem anzupacken, 
sobald es die Notwendigkeit dazu 
erkannt hat. In den  letzten Jahren 
hat W esteuropa eine sehr viel 
größere W irtschaftsdynamik en t­
wickelt als die USA, doch das kann 
sich über Nacht ändern. Zum ande­
ren aber läßt die europäische Dy­
namik selbst erste Erschlaffimgs- 
erscheinungen erkennen. Soweit es 
sich dabei um eine Pause, sozu­
sagen um einen Erholungsurlaub 
von den W irtschaftsanstrengungen 
handelt, ist dagegen bestimmt 
nichts einzuwenden. Doch diese 
Pause sollte neuem Kräftesammeln 
dienen, um dem  W ettbewerb ge­
wachsen zu sein, 'auf den sich die 
amerikanische W irtschaft allmäh­
lich, W ashington jedoch bereits 
sehr bewußt und gründlich vorbe­
reitet. (E. W.)

Lehren aus dem Streit um die Autopreise in der Bundesrepublik

I n  diesem Frühjahr ist einer stau­
nenden Öffentlichkeit ein bem er­
kenswertes Schauspiel geboten 
worden. Der W irtschaftsminister 
des marktwirtschaftlichen „Muster­
ländle", der Bundesrepublik, führte 
einen öffentlichen Streit mit dem 
Chef des vielleicht bekanntesten 
deutschen Unternehmens, des 
Volkswagenwerkes, über die Preis­
erhöhung für den Volkswagen. Die 
Einzelheiten sind zu bekannt, als 
daß sie hier w iederholt werden 
müßten. Auch auf die anteilige Be­
deutung von unglücklichem zeit­
lichem Zusammentreffen, unge­
schicktem Taktieren und unnötigem 
Exponieren der einen oder ande­
ren Seite kommt es je tzt nicht m ehr 
an. Entscheidend bleibt der Kern; 
der W irtschaftsminister in einer

M arktwirtschaft wollte einen Un­
ternehm er zwingen, eine Preis­
erhöhung rückgängig zu machen, 
und appellierte dabei nicht nur an 
das gesamtwirtschaftliche Verant- 
wortungsb'ewußtsein, sondern be­
hauptete auch, die Preiserhöhung 
sei nach der Ertragslage des Unter­
nehmens nicht gerechtfertigt.

W er se tzt d ie  M aßstabe?

Hier gilt es, zwei ganz verschie­
dene Tatbestände zu unterschei­
den. Der erste ist der Versuch des 
für die W irtschaftspolitik veran t­
wortlich zeichnenden Ministers, auf 

- Preisbewegungen Einfluß zu neh­
men, wobei er sich des einzigen 
ihm unm ittelbar zur Verfügung 
stehenden Mittels bedient, der

„moral persuasion“ oder — vul­
gärer — „Seelenmassage". Auf ihn 
wird später einzugeben sein. Der 
zweite Tatbestand ist die Unter­
stellung, ein A ußenstehender könn­
te darüber urteilen, ob die Ertrags­
lage eines Unternehmens Preis­
erhöhungen rechtfertige.

Jederm an weiß, daß Bilanzen und 
Erfolgsrechnungen unserer A ktien­
gesellschaften auch jetzt noch nur 
beschränkten Aufschluß über die 
Ertragslage zulassen. Doch selbst 
wenn man hier eine befriedigende 
Erkenntnismöglichkeit unterstellt; 
welche Ertragslage ein Unterneh­
men braucht, um z. B. Expansions­
vorhaben durchführen zu können, 
entzieht sich gewiß der Möglich­
keit der Beurteilung durch Außen­
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